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3. Wahlperiode 

Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu der 

Bundesrechtsanwaltsordnung 
— Drucksachen 120, 778, 878, 1013 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Hoogen 

Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die vom Deutschen Bundestag in seiner 66. Sitzung am 
18. März 1959 beschlossene Bundesrechtsanwaltsordnung — 

Drucksachen 120, 778, 878 — wird nach Maßgabe der in der 
Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 

Bonn, den 24. April 1959 

Der Vermittlungsausschuß 

Arndgen Hoogen 

in Vertretung des Vorsitzenden Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goetbestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 


Änderungen 

der Bundesrechtsanwaltsordnung 


1. § 17 Abs. 2 und 3 

§ 17 Abs. 2 und 3 werden wie folgt geändert: 

a) In § 17 Abs. 2 und 3 werden die Worte „Der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer" ersetzt 
durch die Wörte „Die Landesjustizverwal- 
tung" ; 

b) in § 17 Abs. 2 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Sie hat vorher den Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer zu hören."; 

c) in § 17 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „er" er- 
setzt durch das Wort „sie"; 

d) § 17 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Vor der Zurücknahme der Erlaubnis hat sie 
den früheren Rechtsanwalt und den Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer zu hören." 


2. § 28 

§ 28 wird wie folgt geändert: 

a) In § 28 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer" ersetzt 
durch die Worte „Die Landesjustizverwal- 
tung" ; 

b) in § 28 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer ist 
vorher zu hören."; 

c) § 28 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Vor dem Widerruf sind der Rechtsanwalt 
und der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
zu hören." 


3. § 29 

§ 29 wird wie folgt geändert: 

a) In § 29 Abs. 1 werden die Worte „der Vor- 
stand der Rechtsanwaltskammer" ersetzt 
durch die Worte „die Landesjustizverwal- 
tung" ; 

b) in § 29 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer ist 
vorher zu hören."; 

c) § 29 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Vor dem Widerruf sind der Rechtsanwalt 
und der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
zu hören." 


4. § 55 

§ 55 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist ein Rechtsanwalt gestorben, so kann 
die Landesjustizverwaltung einen Rechtsanwalt 
oder eine andere Person, welche die Fähigkeit 
zum Richteramt erlangt hat, zum Abwickler der 
Kanzlei bestellen. Vor der Bestellung ist der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer zu hören. 
Der Abwickler soll höchstens auf die Dauer eines 
Jahres bestellt werden." 


5, § 218 

§ 218 wird durch folgende Absätze 4 und 5 er- 
gänzt: 

„(4) An die Stelle einer im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes zulässigen Anfech- 
tung ehrengerichtlicher Entscheidungen vor den 
Verwaltungsgerichten tritt unbeschadet der Vor- 
schrift des Absatzes 2 die Berufung an den Eh- 
rengerichtshof für Rechtsanwälte. Sie ist nur zu- 
lässig, wenn sie innerhalb von drei Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingelegt 
wifd. 

(5) Anfechtungsverfahren, die vor den Ver- 
waltungsgerichten anhängig sind, gehen in der 
Lage, in der sie sich befinden, auf den Ehren- 
gerichtshof für Rechtsanwälte über. Auf das Ver- 
fahren finden die Vorschriften über die Berufung 
(§ 143 Abs. 4 und § 144) Anwendung." 


6. § 226 

§ 226 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 226 

Gleichzeitige Zulassung bei dem Land- 
und Oberlandesgericht 

(1) Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes bei einem Oberlandesgericht und einem 
Landgericht zugelassen ist oder bei einem Land- 
gericht zugelassen und bei einem Oberlandes- 
gericht aufzutreten berechtigt ist, behält diese 
Zulassung oder Befugnis. 

(2) Die bei den Landgerichten Berlin, Bremen 
und Saarbrücken zugelassenen Rechtsanwälte 
können auf Antrag gleichzeitig bei dem überge- 
ordneten Oberlandesgericht {Kammergericht) zu- 
gelassen werden, wenn sie fünf Jahre lang bei 
einem Amtsgericht oder Landgericht als Rechts- 
anwälte zugelassen waren. 
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(3) In dem Land Bayern können die Rechts- 
anwälte, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes bei einem Landgericht, an dessen 
Sitz sich das übergeordnete Oberlandesgericht 
oder ein auswärtiger Senat dieses Oberlandes- 
gerichts befindet, zugelassen sind und an dem | 
Sitz dieses Landgerichts ihre Kanzlei haben, auch : 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf ihren 
Antrag zugleich bei dem übergeordneten Ober- 
landesgericht zugelassen werden, sofern sie ihre 


Kanzlei an dem Sitz des Landgerichts beibehal- 
ten haben. § 20 Abs. 1 Nr. 4 gilt entsprechend." 

§ 237 Abs. 1 

§ 237 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1959 
in Kraft." 
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